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I . Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Jnverkehrsetzung der Sicherheitssprengpnlver
Dynamon Rl und Dynamon 7U.

I.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 20 . Jänner 1915,
Z . 8 -18/15 (M . Abt . IV , 497 ) :

DaS k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 4 . Jänner
1915 , Z . 137 , anher eröffnet , daß das k. u . k. Kriegsministerium laut Mit¬
teilung vom 1 Jänner 1915 , Abt . 7/k ., Nr . 8208 , zur temporären Jnver¬
kehrsktzung als allerdings nicht vollwertiges Ersatzpräparat für gewisse Spreng¬
mittel , deren Abgabe dermalen mit Rücksicht auf die großen Erfordernisse der
Armee nicht erfolgen kann , der Aktiengesellschaft Dynamit Nobel in Wien mit
dem Erlasse Abt . 7/k ., Nr . 7156 von 1914 , die Autorisation zur Erzeugung
des unter das Pulvermonopol fallenden Sicherhcitsfprengpulvers Dynamon X
erteilt hat.

Das bezeichnet ? Präparat ist in sicherheitlicher Beziehung den Sicherheits-
sprengpulvern des Ärarialverlages gleichzuhalten und finden auf dasselbe sonach
in dieser Beziehung die Bestimmungen der Ministerial -Berordnung vom
10 . Mai 1899 (R .-G .-Bl . Nr . 96 ) Anwendung.

Das k. u . k. Kriegsministerium Hot hievon gleichzeitig das k. k. Finanz¬
ministerium , das k. k. Ministerium für öffentliche Arbeiten und das k. k. Eisen¬
bahnministerium mit dem Ersuchen in Kenntnis gesetzt, die Eisenbahnverwaltung
je eher wegen Annahme des mehrerwähnten Präparates zum Eisenbahntrans¬
porte anzuweisen.

* *

II.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 17 . Februar 1915,
Z . 6 -1 8/1/15 (M . Abt . IV , 614 ) :

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 8. Februar
1914 , Z . 4438 , anher eröffnet , daß das k. u . k. KriegSmimsterium laut Mit¬
teilung vom 3. Februar 1915 , Abt -Z . 7/k ., Nr . 863 , als Ersatz für das
Dynamon I , dessen Erzeugung und Abgabe derzeit nicht erfolgen kann , ein
dem Dynamit Nr . II in der Kraftleistung mindestens gleichwertiges Sicher-
heitssprengpulver unter der Bezeichnung „Dynamon Ll " in den Verkehr gesetzt
hat . Dieses Präparat ist aus militärischen Rücksichten in erster Linie für die
Kohlen - und Erzgewinnungsstälten bestimmt , während anderartige Betriebe,
wie zum Beispiel Kalkwerke , Steinbrüche , Bauunternehmungen rc ., da auch
das neue Präparat nur im beschränkten Umfange angefcrtigt werden kann,
sich des Sprengpulvers zu bedienen hätten , soweit nicht besondere Gründe , wie

Heeresliefcrungen , verbunden mit der absoluten Unmöglichkeit , mit Spreng¬
pulver den Betrieb aufrecht zu erhalten u . s. w., die Verwendung eines
brisanten Sprengmaieriales unbedingt erheischen.

Für das dem Pulvermonopol unterliegende Sicherheitssprengpulver
Dynamon LI wird der Preis mit 185 X ab ärarisches Magazin der dem
Verdrauchsorte zunächst gelegenen , den Pulver -Verschleiß ausübenden Artillerie¬
zeugsanstalt festgesetzt.

Das Dynamon L1 ist handhabungssicher und finden auf dasselbe , was
Bezug , Deponierung und Transport anbelangt , die gleichen Bestimmungen,
wie sie sür das Dynamon im allgemeinen gelten , volle Anwendung.

2 .

Pensionsversicherung.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 23 . April

1915 , Nr . 2858 (M . B . A . III , 35800 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshos hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Dr . Freiherrn v. Schenk,  in Gegenwart der Räte des k. k. Ber-
waltungsgerichtshofes : Dr . M i c z y n s k i, Dr . Prouza , Karanowicz
und Dr . Kamitz,  dann des Schriftführers k. k. Bezirks -Kommissärs
Dr . Conrath,  über die Beschwerde des Klemens D zi u r z y n s k i in
Wien gegen die Entscheidung des k. k. Ministeriums des Innern vom
5 . August 1914 , Z . 32828 , betreffend die Pensionsversicherung des A. K und
der M . W ., nach der am 23 . April 1915 durchgesübrtcn öffentlichen münd¬
lichen Verhandlung und nach Anhörung des Vortrages des Referenten zu Recht
erkannt:

Die Beschwerden werden als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:

Die Beschwerden sind gerichtet gegen die zuletzt mit der angefochtenen
Entscheidung aufrecht erhaltene Pensiousaeisieberungspflicht zweier im Fleisch-
Kommissionshandel des Beschwerdeführers beschäftigter Peisonen , und zwar
des A . K. une der M W , weil deren Tätigkeit nicht als eine vorwiegend geistige
angesehen werden könne.

Der Gerichtshof fand die Beschwerden unbegründet und gab hiebei
folgenden Erwägungen Raum:

Nach den Angaben des Beschwerdeführers im Protokolle vom 16 . März
1914 ist A. K. als Verkäufer läng , er hat nicht nach den vom Dienstgeber
genau fixierten Preisen zu verkaufen , sondern die Preise nach der Marktlage
(Konjunktur , Warenangebot und Nachfrage ) zu bestimmen , hiebei hat er sich
nach den Preisen vom Vortage zu richten und die Konjunktur zu berück¬
sichtigen und , falls er glaubt , naß der von ihm gemachte Preis dem Dienstgeber
nicht konvenieren wüide , den Dienstgeber zu befragen.

Auch A . K. gab an . daß du Preise vom Dienstgeber nur annähernd,
insbesondere bei Fleischwaren verschiedener Qualität nur durch Angabe der
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Spannung , z. B . 1 L 40 ti bis 1 L 60 k , bestimmt werden . Außer dem
Handeln mit den Kunden und der Preisvereinbarung übe K. keine Tätigkeit
aus , insbesondere hänge er das Fleisch nicht auf und transportiere es nicht,
nur beim Dctailverkaufe (IVa bis 2 Stunden täglich ) wäge er Fleischstücke,
die er selber auf die Wage lege, ab , wobei er mitunter auch ein Stück selbst
aushacke.

Aus diesem Tatbestände muß wohl geschlossen werden , daß es bei der
Tätigkeit des K. weniger auf die manuelle Kundenbedienung , als vielmehr
darauf ankommt , mit Kunden über den Verkaufspreis der Fleischware zu verhandeln
und den vom Dienstgeber nur annähernd angegebenen Preis der Qualität der
Marktlage anzupassen . Eine solche Tätigkeit unterscheidet sich wesentlich von jener
eines bloßen Kommis in offenen Verkaufsgeschäften und ist nach Ansicht des
Gerichtshofes als vorwiegend geistige zu qualifizieren.

M . W . hat laut der Erhebungen aus dem ihr vom Verkäufer angegebenen
Gewichte und dem Einheitspreise den Verkaufspreis der Fleischwaren auszu¬
rechnen , den Preis in Empfang zu nehmen , in das hiefür bestimmte Behältnis
einzulegen und bis zur Übernahme durch die Gattin des Chefs aufzubewahren.
Auch trägt sie das Gewicht und den Verkaufspreis entweder in das sogenannte
Verkaufsbuch oder in das Vormerkbuch für Detailwaren ein und überträgt
summarisch die Preise des Vormerkbuches in das erstgedachte Berkaufsbuch
Auch hat sie die Marktgebühren , welche täglich cinkassiert werden , auszuzahlen.
Bei der Berechnung des Verkaufspreises bedient sie sich eines sogenannten
Faulenzers , in welchem für einzelne Gewichtszahlcn und Einheitspreise das
Resultat der sich hieraus ergebenden Multiplikation angegeben ist. Nur bei
ganz kleinen Zahlen rechnet sie den Verkaufspreis ohne Zuhilfenahme des
Faulenzers sofort im Kopfe nach.

Diese Tätigkeit unterscheidet sich wesentlich von der Tätigkeit eines Sitz¬
kassiers , dem weder die Ausrechnung des Verkaufspreises aus der Menge und
dem Einheitspreise noch die Leistung von Zahlungen berufsmäßig obliegt . Die
Berechnung des Verkaufspreises , wenn auch unter Zuhilfenahme eines Schemas,
ferner die Verbuchung und die tägliche Verrechnung der einkassierten Gelder
stellt sich nach Ansicht des Gerichtshofes keineswegs als eine manuelle , sondern
die Tätigkeit einer Kontoristin dar . Vergleiche Erkenntnis vom 7. Oktober 1910,
Z . 9926 , offizielle Sammlung 7632 4.

Die Beschwerden waren daher als unbegründet abzuweisen.

».
Angabe eines Standortes bei der Gewerbe¬

anmeldung.
Erkenntnis des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 16 . Juni

1915 , Nr . 4113/15 , M . Abt . XVII , 2521/15 (Normalienblatt
des Magistrates Nr . 17) :

(Auszugsweise .)

Mit dem Erlaffe des k. k. Handelsministeriums vom 14. Februar 1915,
Z . 1960 , wurde dem Rekurse des Oswald Finkler  gegen die unterinstanz-
lichen Entscheidungen wegen Verweigerung eines Gewerbescheines schon aus
dem Grunde keine Folge gegeben , weil dem Rekurrenten der in seiner Gewerbe-
anmelduug angegebene Standort auf dem Markte II ., Karmeliterplatz , laut
Berichtes des Magistrates Wien entzogen wurde , mithin seiner Gewerbe¬
anmeldung dermalen ein wesentliches Erfordernis im Sinne des H 12 der
Gewerbeordnung , nämlich die Angabe eines Standortes für den beabsichtigten
Betrieb abgeht.

Insofern die Gewerbeanmeldung des Beschwerdeführers mit dieser Be¬
gründung nicht zur Kenntnis genommen wurde , konnte der Gerichtshof darin
eine Gesetzwidrigkeit nicht erblicken.

Gemäß Z 12 , Absatz I , der Gewerbeordnung ist in der Gewerbeanmeldung
neben dem Namen , Alter , Wohnort , der Staatsangehörigkeit des Unternehmers
und der gewählten Beschäftigung auch der Standort der Ausübung anzugeben,
die Gewerbebehörde hat aber gemäß Z 13 , Absatz 2, der Partei , falls gegen
den Standort ein in diesem Gesetze begründetes Hindernis obwaltet , den Beginn
oder die Fortsetzung des Betriebes zu untersagen . Aus diesen Bestimmungen
im Zusammenhänge mit der Vorschrift des Z 39 , Absatz 2, der Gewerbeordnung,
wonach jede Verlegung des Gewerbes an einen anderen Standort innerhalb
der Gemeinde der Gcwerbebehörde anzuzeigen ist, ergibt sich, daß die Ausübung
eines Gewerbes nur in dem Standorte , welcher in der Gewerbeanmeldung
angegeben wurde , gesetzlich zulässig erscheint oder , mit anderen Worten , daß
die Angabe eines bestimmten Standortes sich als gesetzliches Erfordernis für
die Ausfertigung des Gewerbescheines darstellt , welcher den legalen Betrieb des
Gewerbes zu bescheinigen bestimmt ist.

Nach der Aktenlage ist es jedoch festgestellt und wird vom Beschwerde¬
führer selbst zugegeben , daß der ihm seinerzeit verliehene Marktstandplatz , den
er in der Gewerbeanmeldung als Standort des Gewerbes bezeichnet hatte,
demselben » och vor Fällung der angefochtenen Entscheidung des Handels¬
ministeriums entzogen wurde . Infolge Wegfalles des Standortes ist aber die
vom Beschwerdeführer erstattete Anmeldung des Gewerbes gemäß den ob-
bezogcnen gesetzlichen Bestimmungen gegenstandslos geworden und die belangte
Behörde war nicht mehr in der Lage, einen Auftrag auf Ausstellung des Ge¬
werbescheines für den angegebenen Standort zu erlassen . Es kann daher in
der angefochtenen Entscheidung , in der die Verweigerung des Gewerbescheines
nur auf den Wegfall des Standortes gestützt wurde , eine Verletzung der Rechte
des Beschwerdeführers nicht erblickt werden.

Wenn in der Beschwerde schließlich cingewendct wird , daß der Beschwerde¬
führer sein Gewerbe auch von seinem in der Venedigerau 2 gelegenen Magazine
aus hätte betreiben können , so ist darauf zu bemerken , daß die belangte Be¬
hörde ihrer Entscheidung nur den Worilaut der Gewerbeanmeldung zugrunde
zu legen hatte , in dieser aber als Standort des Gewerbes nur der Standplatz
in Wien , ll ., Karmeliterplatz , angegeben war . Dem Beschwerdeführer bleibt
es übrigens unbenommen , falls er das Gewerbe an einem anderen als dem
letztangeführten Standorte zu betreiben beabsichtigt , den Betrieb gemäß Z 12
der Gewerbeordnung bei der zuständigen Gewerbebehörde anzumelden.

4 .
Geistliche Jurisdiktionszuständigkeit der beim Heere

eiugeteilten Laudsturinpersonen.
Rund -Erlaß des k. k. n .-ö. Stattljalterei -Präsidiums vom

3. September 1915 , P . Z . 2769/1 Ll (M . Abt . XVI , 29049
und 30695 ) :

Anläßlich vorgekommcner Fälle , daß die Eheamtshandlungen der beim
k. u . k. Heere eingeteilten oder in Dienstesverwendung stehenden Landwehr -,
Landsturm - oder Gendarmeriepersonen , die sich bei einem Heerestruppen - oder
-Ersatzkörper im Hinterlande , beziehungsweise als Kranke oder Verwundete in
einer Sanitätsanstalt ohne eigene Militärseelsorge befinden , von der Zivil¬
geistlichkeit behandelt wurden , ohne die in der „ Dienstvorschrift für die Militär¬
geistlichkeit" (Dienstbuch 4 - 16 o, Punkte 116 bis 118 ) begründete Ermächtigung,
beziehungsweise Delegation der zuständigen Militär geistlichen Seelsorge einzuhole » ,
bat das k k. Ministerium sür Landesverteidigung mit Erlaß vom 25 . Juli 1915,
Dep . VII , Nr . 10896 , darauf hinw . wiesen , daß für die geistliche Jurisdiktions-
zuständigkcit nicht das persönliche Dienstpflichtverhältnis , sondern die Einteilung
des Dienstpflichtigen maßgebend ist.

Zur Behebung von Zweifeln hat daher das genannte Ministerium im
Einvernehmen mit dem k. u . k. Kriegsministerium verfügt:

„Die beim k. u . k. Heere in Dienstverwcndung stehenden oder ein¬
geteilten k. k. Landwehr -, Landsturm - und Gendameriepersonen unterstehen auch
in den Anstalten der freiwilligen Sanitätspflege ohne eigene Militärseelsorge
und in öffentlichen oder privaten Zivilspitälern der milttärgeistlichen Juris¬
diktion ."

Hiedurch wird der Punkt 6 des Ministerial -Er lasses vom 27 . Februar
1915 , Dep . VII , Nr . 1951 (h. o. Rund -Erlaß vom 16 . März 1915 , P . Z . 2769 LI)
ergänzt.

* *
*

Rund -Erlaß des k. k. n.-ö. Statthalterei -Präsidiums vom
16 . März 1915 , P . Z . 2769 Ll:

Um aufgetauchte Zweifel über die geistliche Jurisdiktionszusländigkeit und
über die Zugehörigkeit zu den gesetzlich bestimmten Matrikelsührern zu beheben,
hat das k. k. Ministerium für Landesverteidigung mit Erlaß vom 27 . Februar
1915 , Dep . VII , Nr . 1951 , für Kriegsdauer verfügt:

1. Alle bei der Landwehr (beim Landsturm ) im Hinterlande verwendeten
Personen des k. u , k. Heeres unterstehen während der Zeit dieser ihrer Ver¬
wendung der zivilgeistlichen Jurisdiktion , beziehungsweise den gesetzlich be¬
stimmten Matrikelsührern.

2 . Alle Ersatzlörper der Landwehr und des Landsturmes , dann die Land¬
sturmwachbataillone unterstehen jederzeit der zivilgeistlichen Jurisdiktion , be¬
ziehungsweise den gesetzlich bestimmten Matrikelsührern , ausgenommen jene
Ersatzkörper der Landwehr und des Landsturmes , die sich in ausgerüsteten
festen Plätzen befinden oder dorthin verlegt werden . Diese Ersatzkörper unter¬
stehen der militärgeistlichen Jurisdiktion.

3. Landsturinpflichtige oder auf Grund des Kriegsleistungsgesetzes heran¬
gezogene Zivilarbeiter unterstehen im Hinterlande der zivilgeistlichen Juris¬
diktion , beziehungsweise den gesetzlich bestimmten Matrikelführern . Bei der
Armee im Felde und im Elappenraum verwendete derartige Arbeiter unter¬
stehen dagegen der militärgeistlichen Jurisdiktion.

4 . Die Landsturm -Territorialbrigaden unterstehen ohne Rücksicht auf ihre
Verwendung im Armee -(EtaPpen - )bereiche oder im Hinterlande jederzeit der
militärgeistlichen Jurisdiktion.

Die bei diesen Brigaden eingeteiltcn Landwehrgeistlichen erhalten ihre
Jurisdtktions -Delrete vom Apostolischen Feldvikariate ausgestellt.

Die katholischen Geistlichen dieser Brigaden unterstehen in Seelsorge -An¬
gelegenheiten , solange diese Brigaden einem Armee -Kommando unterstehen , dem
Feldsuperior des betreffenden Armee -Etappen -Kommandos . Wird jedoch eine
solche Brigade im Hinterlande verwendet , dann unterstehen diese Geistlichen
dem Feldsuperioi (Feldsuperioratsleiter ) jenes Militär -Kommandos , in dessen
Amtsbereich sich das Brigade -Kommando befindet.

5. Im Hinterlande sich vorübergehend aufhaltende , nicht in Militär-
sanitätsanstalkn (Sanitätsanstalten der freiwilligen Sanitätspflege ) befindliche,
zum Grundbuchstande von zur Armee im Felde gehörigen Unter -Abteilungen
stehenden Landwehr -(Landsturm -) personen unterstehen solange der militärgeist¬
lichen Jurisdiktion , der sie bisher angehörten , als sie nicht etwa zu einem
Ersatzkörper (einschließlich der Rekonoaleszenten -Abteilung ) eingerückt find . Mit
dem Tage der Einrückung zum Ersatzkörper (einschließlich der Rekonvaels-
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zenten -Abteilung ) sind sie gleich den zum Ersatzkörper aus T anitätsanstalien
eingerückten Landwehr -(Heeres - und Landsturm -)pcrsoncn dorthin jurisdiktions¬
zuständig , wohin der Lrsatzkörper jurisdiktionszuständig ist.

6 . Kranke und verwundete Landwehr -(La >dsturm - und Gendarmerie «)
Personen oder zur Krankenpflege kommandierte Landwehr - (Landsturm -)personen
unterstehen für die Zeit ihres Aufenthaltes in um Militärs , nitäts -Anstalten
(Anstalten der freiwilligen Sanilätspflege mit eigener Militärseelsorge ) des
Hinterlandes der militärgeistlichen Jurisdiktion , Lundwehrspitälein (Landwehr-
marodenhäusern , Anstalten der freiwilligen Sanilätspflege ohne eigene Militär¬
seelsorge , privaten oder öffentlichen Zivilspitiilern ) befindliche derlei Personen
der zivilgcistlichen Jurisdiktion , beziehungsweise den gesetzlich berufenen
Matrikelführern.

7 . Die Feldgendarmerie und das sonstige bei der Armee im Felde cingcteilte
Gendarmeriepersonal , dann das Gendarmericdetachcment im Marinearsenal in
Pola unterstehen der militär - (marine -)geistlichen Jurisdiktion , die gesamte
übrige Gendarmerie untersteht der zivilgeistlichen Jurisdiktion , beziehungsweise
den gesetzlich berufenen Matrikelführern.

Hievon geschieht zur entsprechenden ehesten Verlautbarung die Ver¬
ständigung.

S.

Abschaffung der Bezeichnung „ Schweizer " für das
Molkerei - und Stall personale.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 6. September
1915 , Z . X- 1571/2 , M . Abt . XVI , 29514/15 (Nvrmalienblatt
des Magistrates Nr . 19) :

Die schweizerische Gesandtschaft in Wien hat im Aufträge der Bundes¬
regierung im Wege des k. u . k. Ministeriums des kaiserlichen und königlichen
Hauses und des Äußern dem Wunsche Ausdruck gegeben , es möge seitens der
k. k. Behörden auf die Unterdrückung der mißbräuchlichen Verufsbezeichnung
„Schweizer " hingewirkt werden , welche für das Personale in Molkereibetrieben
und Milchwirtschaften gebraucht wird.

Diese Bezeichnung entspricht nach den Ausführungen der schweizerischen
Gesandtschaft keineswegs den tatsächlichen Verhältnissen , ind . m statistisch nach¬
gewiesen ist, daß kaum 4 Prozent aller in Österreich in Verwendung stehenden
sogenannten „Schweizer " Angehörige der Eirgenoffcnschaft sind.

Der Gebrauch des Schweizernamens zur allgemeinen Bezeichnung der
Berufsklassen des Sennerei - und Stallpersonales sei daher nicht nur ganz
unberechtigt , sondern berühre auch das schweizerische Nationnlbewußtsein aus
dem Grunde unangenehm , weil im Falle einer gerichtlichen oder polizeilichen
Beanständung eines sogenannten „ Schweizers " vor der Öffentlichkeit auch stets
der Schweizername in Mitleidenschaft gezogen werde , obwohl der Betreffende
zu diesem Lande meist in gar keiner Beziehung stehe.

Das k. k. Ackerbauministcrium hat den Wunsch der schweizerischen Bundes¬
regierung als nicht unbegründet anerkannt und sich bereits an die Landes-
Ausschüsse und landwirtschaftlichen Hauptkorporationen mit dem Ersuchen
gewendet , falls in ihren Betrieben , beziehungsweise Wirkungsgebieten die miß¬
bräuchliche Bezeichnung „ Schweizer " für Molkerei - und Stallpersonale üblich
sein sollte , auf Abstellung derselben hinzu « irken.

Über Ersuchen des letztgenannten Ministeriums hat nunmehr auch das
k. k. Ministerium des Innern im Einvernehmen mit den beteiligten Zentral¬
stellen die k. k. Statthalterei mit dem Erlaß vom 17 . August 1915 , Z . 24622/14,
angewiesen , dafür Sorge zu tragen , daß die Bezeichnung „ Schweizer " im
amtlichen Verkehre , insbesondere auch bei der Ausstellung von Arbeitsbüchern,
Heimatscheinen und anderen Legitimalionsdokumenten , dann in den Stellungs-
ltsten u . s. w . vermieden und durch eine ntsprechende Benennung ersetzt werde.

Hienach ist das Weitere zu veranlassen.

«.
Ehebewilligung nach tz 4 « W . G -; Delegiernng der

Landesbrhörden.
Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 23 . Sep¬

tember 1915 , Z . Il -1006/4 (M . Abt . XVI , 32336/15 ) :
Das k. k. Ministerium für Landesverteidigung bat mit dem Erlaffe vom

20 . September 1915 , Lep . XIV , Nr . 718 , bekanntgegebin , daß die den politi¬
schen Landesbehörden mit dem Erlasse vom 20 . Mürz 1914 , Dep . XIV,
Nr . 114 (h. o. Rund -Erlaß vom 6. Äpril 1914 , Z . II - II81 ) erteilte Er¬
mächtigung zur Entscheidung über Gesuche um Erteilung der Ehebewilligung
nach Z 40 W . G . für die Dauer des gegenwärtigen Krieges auch auf die Er-
teilung von Ehebewilligungen an solche Personen — natürlich nur öster¬
reichischer Staatsbürgerschaft — erstreckt wird , welche außerhalb des eigenen
Verwaltungsgebietes heimalberechtigt sind, soferne sie in demselben ihren
ständigen Wohnsitz haben und die Einholung der Bewilligung der zuständigen
politischen Landesbehörde im Hinblicke aus die besondeie Dringlichkeit nicht
möglich ist. Die politischen Land sstellen haben sich in sollten Ehebewilligungen
— außer der im Punkt 3 des obzitiertm Erlasses vorgeschriebencn Berufung
auf die vom Ministerium für Landesverteidigung generell erteilte Ermächtigung

— noch insbesondere auf die mit dem nunmehrigen Erlasse eingeräumte Be¬
fugnis zur Vertretung der ständigen Landesbehörde zu beziehen.

Von jeder erteilten Bewilligung wird jedoch die zuständige politische
Landesbehörde unverweilt in Kenntnis zu setzen sein.

Hievon werden die unterstehenden politischen Bezirksbehörden mit dem
Beifügen verständigt , daß sie darnach künftighin auch bezügliche Gesuche außer¬
halb ihres Bereiches hcimatbercchtigter Personen entgegenzunehmen , zu
instruieren und der Vorgesetzten Landesbehörde vorzulegen haben . Desgleichen
sind auch alle Gemeinden und Matrikelführer des dortigen Verwaltungsbezirkes
durch die Amtsblätter von der gegenständlichen Ausdehnung obiger Ermächtigung
in Kenntnis zu setzen und entsprechend zu belehren.

Bei diesem Anlässe wird weiters auch mit Beziehung auf Punkt 7 , lit . b
des eingangs zitierten Erlasses eröffnet , daß es in den Fällen , in welchen es
sich um die Legitimierung unehelicher Kinder handelt , auf die Erfüllung der
dort statuierten Voraussetzung der Sicherstellung des Unterhaltes der Frau und
der Kinder unter den gegenwärtigen außerordentlichen Verhältnissen nicht
anzukommen hat.

7.

Krankenhaus Stockerau , Erhöhung der Berpflegstaxe-
Kundmachmig des k. k. Statthalters im Erzherzogtume

Österreich unter der Enns vom 25 . September 1915 , Z . VI -1100
(M . Abt . X, 11179 ) :

Der n .-ö. Landcs -Ausschuß hat im Einvernehmen mit der k. k. n .-ö.
Statthalterei die einheitliche Verpflegstaxe für das allgemeine öffentliche
Krankenhaus in Stockerau von 2 X 30 d auf 2 X 50 ü per Kopf und Tag
erhöht.

Diese Erhöhung tritt mit dem ersten Tage des auf diese Verlautbarung
jolgenden Monates in Kraft.

Dies wird hiemit zur allgemeinen Kenntnis gebracht.

8 .

Erprobung und Überwachung der Dampfkessel.
Kundmachung der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 28 . Sep¬

tember 1915 (M . Abt . IV , 3313 ) :
In Gemäßheit des Z 4 der Ministerial -Verordnung vom 1. Oktober 1875,

R -G .-Bl . Nr . 130 . wird dem Inspektor der Dampfkesseluntersuchungs - und
Versicherungs -Gesellschaft A .'-G . in Wien . Herrn Adolf Schwartz , die Autori¬
sation zur Erprobung und Überwachung der Dampfkessel bei den Gesellschafts-
Mitgliedern in Niederösterreich mit dem Wohnsitze in Wien vom 1. Oktober
1915 angefangen , auf Kriegsdauer erteilt.

j».
Rath 'sches Krankenhaus in Baden , Erhöhung der

Berpflegstaxe.
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom

30 . September 1915 , Z . Vl -934/4 (M . Abt . X, 11241 ), dem
Wiener Magistrate folgende Kundmachung übermittelt:

Kundmachung  des k. k. Statthalters im Erzherzogtume Österreich
unter der Enns vom 30 . September 1915 , Z . VI -934/4 , betreffend die Er¬
höhung der Verpflegstaxe im Rath ' schen allgemeinen öffentlichen Kranken¬
hause in Baden.

Der niederösterreichische Landes -Ausschuß hat im Einvernehmen mit der
k. k. n .-ö. Statthalterei die Verpflegstaxe der I . Berpflegsklasse des Rat h-
schen allgemeinen öffentlichen Krankenhauses in Baden mit 15 X (fünfzehn
Kronen ) und jene der II . Berpflegsklasse mit 10 X (zehn Kronen ) per Kopf
und Tag , und zwar auf die Dauer der durch den Krieg hervorgerufenen
außerordentlichen Verhältnisse festgesetzt.

Dies wird hiemit mit dem Beifügen zur allgemeinen Kenntnis gebracht,
daß diese Kundmachung mit dem ersten Tage des auf die Verlautbarung der¬
selben im Landesgesetz - und Verordnungsblatte folgenden Monates in Wirk¬
samkeit tritt.

L«.
Errichtung einer neuen Pfarre im XI . Bezirke und
Neubegrenzung der Pfarrsprengel dieses Bezirkes.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 1 . Oktober 1915,
M . Abt . XXIl , 2061:

Das k. k. Ministerium für Kultus und Unterricht hat mit den Erläffen
vom 30 . Mai 1913 , Z . 9751/12 , und vom 29 . Juli 1915 , Z . 11284 , die
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Errichtung einer neuen Pfarre , Zur unbefleckten Empfängnis Mariä " am Enk-
Platz und die damit im Zusammenhänge stehende Neubegrenzung der Sprengel
der Pfarren Simmering und Kaiser -Ebersdorf im XI . Wiener Gemeindebezirke
genehmigt.

Danach sind die Grenzen der Pfarren des XI . Wiener GemeindebezirkeS
folgende:

1. Pfarre „ Zur unbefleckten Empfängnis Mariä " am Enkplatz in
Simmering.

Im SLdwcsten Die westliche G >enze der Dtaatseisenbahn bis zum
Schnittpunkte mit der Achse der längs des k. u . k Arsenal Bauverbolsrahons
projeltierten Straße.

Im Nordwetten und Norden : Die Achse der längs des k. u . k. Bau-
veibotsroyoos projektierten Straße bis . um St . Marxer Friedhofe , die südwest¬
liche Einfriedung des St . Ma xer Friedhofes , die Bezirksgeenze bis zur west¬
lichen Einfriedung der städ .lsLen Gaswerke.

Im Osten : Die westliche Einfriedung der städtischen Gaswerke , die Achse
der Hallergassc und Do fgasse bis zur zur Achse der Kraulegasse.

Im Südoftcn und Lüden : Die Achse der Krauscgasse und die Achse der
Grillgw e bis zur westlichen Grenze der Staaiseisenbahn.

2 . P ' arre „ St . Laurenz " in Simmering , Kobelgasse.
Im Nordwesten : Die Achse der Grilluasfe vom Schnittpunkte derselben

mit der westlichen Grenze der Staats , isenbohn , die Achse der Krauscgasse,
Dorfaasse . Holle , gaffe, die westliche Einfriedung der städtischen Gaswerke bis
zur Bezirks », , enze.

Im Norden : Die Bezirksgrenzr bis zu ihrem nördlichsten Bruchpunkte;
die in einer Senkrechten aus die Achse des Donaukanales errichtete Linie bis
zum Schnittpunkt ? mit der Donaukanalachse.

Im Nordosten : Die Achie des Donaukanales bis zum linksseitigen
Rande des Grabens , der vom nördlichst gelegenen Knie des Seeschlachtgrabens
zum Donaukanol führt.

Im Südosten : Der linksseitige Rand dieses Grabens bis »um nördlichsten
Knie des Seeschlachtgrabens , die Sohle des Seeschlachtgrabens bis zu dem
Feldwege , der aus dem Seeschlachtgraben über das „ Himmelreich " führend,
in die Kaiser Ebersdorfer -Straßc mündet , die Achse des Feldweges bis zum
Schnittpunkte desselben mit der Achse der Kaiser -Ebersdorfer - Siraßc , die Achse
der Kaisei -Ebersdorfer -Straße bis zur Achse des zur Nordostecke des Ncu-
gebäudeS führenden Weges , die Achse des zur Nordostecke des Neugebäudes
führenden Weges , die Ostfront de« NeugebäudeS und deren Verlängerung
bis zur Achse der Simmeringer Hauplstraße . Die Achse der Si . meringer
Hauptstraße bis zur jeweiligen Ostgrenze des evangelischen und Zentral-
F -i . dhofes . Die jeweilige Ostgrenze des erangelischen und Zentral -Friedhofes.
Die Linie von der derzeitigen südöstlichen Ecke des Zentral -Friedhofes bis zum
Schnittpunkte mit der Gemeindcgrenze von W >en

Im Süden : Die Gemeindcgrenze von Wien bis zur Kreuzung mit der
westlichen Grenze der Staatseisenbahn.

Im Südwcsten : Die westliche Grenze der Staatseisenbahn bis zur Achse
der Grillgaffe.

3 Pfarre „ St . Peter und Paul " in Kaiser -Ebersdorf.
Im Westen und Nordwesten : Die Lufllmie von der Gemeindegrenze

Wiens bis zur derzeitigen südöstlichen Ecke des Zentral Friedhofes , die jeweilige
Ostgrenze des evangelischen und Zentral -Friedhofes zur Achse der Simmeringer
Hauptstraße . Die Achse der Simmeringer Hauptstraße von der jeweiligen Ost-
grcnze des evangelischen und Zentral -Friedhofes bis zum Schnittpunkte mit
der Verlängerung der Ostfront der NeugebäudeS , die Linie der Verlängerung
der Ostfront des Neugebäudes und die Ostfront des NeugebäudeS . Die Achse
des von der Nordostecke des Neugebäudes zur Kaiser Ebersdorfer -Straße
führenden Weges bis zur Achse dieser Straße , die Achse der Kaiser -Ebersdorfer-
Straße bis zur Einmündung des Feldweges , der von dieser Straße über das
„Himmelreich " in den Seeschlachtgraben führt . Der Feldweg , der von der
Kaiser - Ebersdorfer -Straße über das „ Himmelreich " in den Seeschlachtgraben
führt . Die Sohle des Seeschlachtgrabens bis zum nördlichst gelegenen Knie des
Seeschlachtgrabens , der linksseitige Rand deS Grabens , der vom nördlichsten
Knie des Seeschlachtgrabens zum Donaukanal führt.

Im Nordosten : Die Achse des Donaukanals bis zum Schnittpunkte mit
der Wiener Geueindegrenze.

Im Osten : Die Gcmeindegrenze von Wien.
Im Südosten und Süden : D >e Gemeindegrcnze von Wien bis zum

Schnittpunkte mit der von der derzeitigen Südostecke des Zeatral -FriedhoseS
gezogenen Linie.

Laut Erlasses der k. k. n -ö. Statthalterei vom 23 . September 1915,
Z III 269/2s , tritt diese Pfarrerrichlung und Pfarrsprengelbegrenzung am
1. Okiober 1915 in Kraft.

LI

Rlidinlnverwertung ; Konzessionsverleihung.
Hrlaß des magistratischen Bezirksamtes für den I. Bezirk

vom 2 . Oktober 1915 (M . B . A . I, 37914/14 ) :
Das Bezirksamt erteilt auf Grund des § 15 , Punkt 11 G .-O . der

Radiumverwertungs -Gesellschafl m. b. H . in Wien , I ., Stubenring 4 , die
Konzession zur Erzeugung und Verwertung von radioaktiven Leuchtmaffen
und EmanationspräParaten , von Radiumkompreffen , ferner zum Handel mit
radioaktiven Salzen und Präparaten , soserne der Verkauf nicht ausschließlich
den Apothekern Vorbehalten ist, im Standorte I ., Stubenring 4.

Diese Konzession wurde im Gewerberegister unter Reg -Z . 4184/lr/I ein¬
getragen ; für die Erwerbsteuerbemeffung wurde der Konto Kat .-Z . 26621/1
eröffnet.

Gleichzeitig wird die Bestellung des Ingenieurs Heinrich Tschelnitz,
geboren 1881 zu Wien , heimaiberechngi in Paulowitz , Land Mähren , wohnhaft
in Wien , III ., Distlergaffe 3 , zum verantwortlichen Geschäftsführer des vor-
bezeichneten Unternehmens gemäß § 55 G .-O . genehmigt.

IS.

Ehebewilligi .ng nach tz 4V Wehrgesetz.
(Erwirkung des Unterhaltsbeitrages und Kindeslegitimierung als

rücksichtswürdige Beweggründe .)
Mit dem Rund -Erlasse der k. k. n .-ö. Statthalterei vom

7. Oktober 1915 , Z . II - 1006 5, wurde der nachstehende Erlaß
des k. k. Ministeriums für Landesverteidigung , Abteilung XIV,
Nr . 1543 ex 1915 , unter Hinweis auf die Rund -Erläsfe vom
6. April 1914 , Z . 11- 1181 , und vom 23 . September 1915,
Z . II - 1006/4 , zur Kenntnis und Darnachachtung verlautbart.
(M . Abt . XVI , 33372 ) :
K. k. Ministerium für Landesverteidigung.
Abteilung XIV , Nr . 1543 er 1915.

An alle k. k. Statthaltereien und Landesregierungen.
Wien,  am 27 . September 1915.

Wie seitens des Ministeriums für Landesverteidigung wahrgenommcn
werden konnte , besteht bei Erteilung von Eheb willigungen nach ß 40 W . G.
noch immer eine gewisse Unsicherheit in der Beurteilung der hiebei rücksichts¬
würdigen Umstände namentlich in der Richtung , ob die von den Ehebewerbern
neben der Legitimierung ihrer unehelichen Kinder etwa auch bezweckte Erlangung

s von Unterhallsbeiträgen für diese und deren Mutter als ausreichender Grund
für die Erteilung der Ehebewilligung anzusehen wäre . So hat das Ministerium
für Landesverteidigung im Jnstanzenzuge von einem Falle Kenntnis erlangt,
in welchem von der politischen Landesstelle einem Ehebewerber , der überdies die
Legitimierung der einem zweijährigen Verhältnisse entsprossenen Kinder anstrebte,
die Ehebewilligung versagt wurde , weil angenommen wurde , daß es sich in
diesem Falle dem Ehcvewerber ..in erster Linie " um die Erlangung des Unter-
ha tsbeitrages gehandelt habe , während die Kindeslegitimierung erst an zweiter
Stelle in Betracht gekommen sei.

Wiewohl nun die Erlangung von Unterhaltsbeiträgen in dem hierortigen
noch vor dem Kriege eilaffenen Normal -Erlaffe vom 20 . März 1914 , Nr . 114 -LIV,
nicht ausdrücklich unter den bei Erteilung der Ehebewilligung in Frage
kommenden „rücksichtswürdigen Umständen " angeführt ist, so kann es gleich-
wohl keinem begründeten Zweifel unterliegen , daß die im obigen Falle her-
vorlretende Anschauung auf einer Verkennung der Intentionen des zitierten
Normal -Erlasses beruht . Denn ganz abgesehen davon , daß in der gegenwärtigen
Kriegszeit der bereits im erwähnten Erlaffe zur Berücksichtigung empfohlene
Beweggrund der Kindeslegitimierung mit dem der Erlangung von Unterhalts¬
beiträgen notwendigerweise in zahllosen Fällen konkurrieren muß und wird,
ohne daß es bei diesem rein subjektiven Vorgang möglich und erheblich wäre,
zu bestimmen , welcher der beiden Beweggründe prävaliere . so kann die Kon¬
kurrenz beider Motive unter keinen Umständen bewirken , daß der schon für sich
allein meist berücksichtigungswerte Umstand der Kindeslegitimierung durch das
Vorhandensein eines zweiten , vermeintlich stärker hervortretenden Motives um
seine Wirksamkeit gebracht wird und zum Nachteile des Ehebewerbers unberück¬
sichtigt bleibe . Vielmehr hätte das Motiv der Kindeslegitimierung auch bei
Konkurrenz mit anderen nicht minder berücksichtigungswerten Motiven — inso¬
weit durch dieselben nicht der Ernst und die Moralität der Eheschließung in
Frage gestellt werden sollte — unter allen Umständen Berücksichtigung zu
finden.

^ Was nun die Erwirkung von Unterhaltsbeiträgen als Beweggrund für
die Ehevewerbung anbelangt , so kommt überdies zu erwägen , daß dieses Motiv
in der gegenwärtigen Kricgsz -it schon für sich allein — also auch ohne jede
Konkurrenz mit der Kindeslegitimierung — Berücksichtigung verdient , wenn
der Ehcbewerber mit der Frauensperson , mit welcher er die Ehe einzugehen ge¬
denkt, bereits durch einige Zeit im gemeinsamen Haushalte gelebt und etwa
ihren Unterhalt ganz oder wenigstens znm großen Teile bestritten haben sollte,
sobald es sich also in der Hauptsache um die Legalisierung einer bereits äs t'acto
bestehenden wirtschaftlichen Gemeinschaft handelt . Unter diesen Voraussetzungen,
bei deren Überprüfung allerdings eine g wisse Vorsicht geboten sein wird , unter¬
liegt es keinem Anstande , auch die Erlangung von Unterhaltsbeiträgen als
.Vorteile wirtschaftlicher Natur " zu behandeln , wie sie bereits im mehrzitierten
Normal -Erlaffe als „rücksichtswürdige Umstände " anerkannt und zugelaffen
worden sind.

Bei Konkurrenz mit der Legitimierung unehelicher Kinder wird jedenfalls
der in Rede stehende Beweggrund umsomehr zu berücksichtigen sein , als in
diesen Fällen nach dem hierortigen Erlasse Dep . XIV , Nr . 713 er 1915 , die
im Punkt 7, lit . b des Normal -Erlasses Dep . XIV , Nr . 114 er 1914 , ver¬
langte Sicherstellung des Unterhaltes der Frau und der Kinder während der
gegenwärtigen außerordentlichen Verhältnisse außer Betracht zu bleiben hat.
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Es darf eben nicht außer Acht gelassen werden , daß die Heranziehung
zum Waffendienste im Kriege immerhin als das Eintreten in eine Lebensgefahr
anzusehen ist, und daß daher das Bestreben des Ehrbewerbers , vorher seine Ver-
hältwsse zu ordnen und den Unterhalt der von ihm abhängenden Wirtschafts-
subiekte zu sichern, weitgehendste Berücksichtigung des Staates , für den er ja
allenfalls sein Leben einsetzt, vollauf verdient.

Hievon wird die k. k. Slotthalterei (Landesregierung ) zur eigenen Dar-
nachachlung und Verständigung der unterstehenden politischen Beztrksbehörden
in Kenntnis gesetzt.

LS.
Krankenhaus Lilienfeld . — Erhöhung der

Berpflegstaxe.
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom

9. Oktober 1915 , Z . VI -1167/2 , dem Wiener Magistrate
(M . Abt . X, 11614 ) folgende Kundmachung übermittelt:

Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogtume Österreich unter der
Enns vom 9. Oktober 1915 , Z . VI - 1167/2 , betreffend die Erhöhung der Vcr-
pflegstaxe der allgemeinen Verpflegsllaffe im allgemeinen öffentlichen Kranken¬
hause in Lilienfeld.

Der n .-ö. Landes -Ausschuß hat im Einvernehmen mit der k. k. n -ö.
Statthalterei die Berpflegstaxe des allgemeinen öffentlichen Krankenhauses in
Lilienfeld mit 2 L 70 ir per Kopf und Tag festgesetzt.

Dies wird hiemit mit dem Beifügen zur allgemeinen Kenntnis gebracht,
daß diese Kundmachung mit dem ersten Tage des auf die Verlautbarung der¬
selben im n .-ö. Landes Gesetz- und Verordnungsblatke folgenden Monates in
Kraft tritt.

14 .
Gift Verschleiß.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den 1. Bezirk
vom 18 . Oktober 1915 , M . B . A. I , 21361:

Das Bezirksamt erteilt dem Herrn Wilhelm Stüber,  Inhaber der
Firma Handelsgesellschaft Noris , Zahn L Komp ., I ., Jranz Josefs-
Kai 7/9 , die Konzession zum Betriebe des Verkaufes von Giften und zur
arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten , insofern dies
nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist, im Standorte , I ., Franz
Josefs -Kai 7/9.

Diese Konzession wurde im Gewerberegister unter Reg -Z . 4190/I/Ir ein¬
getragen ; für die Erwerbsteuerbemeffung wurde der Konto Kat . Z . 289S8/I
eröffnet.

H. Uormativbestimmungen.
Magistrat:

15 .
Einrichtung des städtischen Wirtschaftsamtes . — Vor¬

schriften für den Vezug sachlicher Erfordernisse.
Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . August Nüchtern

vom 16. Oktober 1915 , M . D . 12196 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 20 ) :

Am I . November 1915 wird das auf Grund des Gemeinderatsbeschlufses
vom 27 . Juni 1913 , Pr . Z . 115 , eingerichtete städtische Wirtschaftsamt mit dem
zufolge Stadtratsbeschluffes vom 5. August 1915 , Pr . Z . 8438 , genehmigten
Wirkungskreise seine Tätigkeit aufnehmen.

Nach den Bestimmungen dieser Beschlüsse hat das städtische Wirtschafts¬
amt beizustellen:

a) Alle sachlichen Erfordernisse für den laufenden Bedarf der Ämter , Schulen
und Kindergärten mit Ausnahme der Einrichtungsgegenstände (Möbel ),
Lehr - und Lernmittel für Schulen und Kindergärten und der Zeichen¬
requisiten für das Stadtbauamt.

b) Die Amtskleider , die Amtswäsche und die Reinigungsmittel für alle
Ämter und Anstalten mit Ausnahme der Humannätsanstalten.

o) Die Brennmaterialien , Beheizungs - und Beleuchtungsgegenstände , Kanzlei-
ersorderuisse , Papier , Drucksorlen , Desinfektionsmittel , Fahnen und
sonstigen Dekorationsgegenstände für alle  Ämter und Anstalten.

Es haben daher vom 1. November angcfangcn alle Amts - und Anstalts¬
leitungen die vom städtischen Wirlschaftsamle beizustellenden sachlichen Er¬
fordernisse ausnahmslos bei diesem Amte zu bestellen.

Hiebei ist folgender Vorgang einzuhalten:
Alle Kanzleierfordernisse sind mittelst der blauen  Bureaumaterial-

Ausfolgescheine , sonstige sachliche Erfordernisse mittelst der weißen  Material-
Ausfolgescheine anzusprechen.

Die Ausfolgcscheine sind ordnungsmäßig ausgefertigt in zwei , im Durch¬
schreibeverfahren hergestellten Gleichstücken dem städtischen Wirtschaftsamte , IX .,
Gussenbauergaffe 2 , zu übersenden.

Die Nummer der Verbrauchsstclle ist stets in die erste Spalte des Aus¬
folgescheines cinzusetzen. Alle Ausfolgescheinc muffen von der Amts - beziehungs¬
weise Anstaltslcitung gefertigt und mit dem Amtssiegel versehen sein . In ein¬
facher Ausfertigung einlangendc oder mangelhaft ausgefüllte Aussolgescheine
können nicht berücksichtigt werden.

Allgemeine Lagerdrucksorten sind wie bisher bei der Kanzleidircktion , be¬
sondere Drucksorten für den Gebrauch der einzelnen Hrlfs - und Sachverständigen-
Ämter durch die zuständigen Amtsdirektionen zu beziehen , welche die Druck¬
legung dieser Drucksorten im Wege des städtischen Wirtschastsamtes veranlassen.

Drucksorten für alle übrigen Amtsstellen sind direkt beim städtischen
Wirtschaftsamte anzuschaffen.

Bei Bestellungen von Neu auflagen bestehender  Drucksorten sind
der Anforderung zwei Muster der Drucksortc anzuschließen ; die gewünschte
Papiergattung und die Stückanzahl anzugeben . Die Bezeichnung des Bedarfes
nach Neuriesen oder in anderer Weise ist unstatthaft

Alle Erfordernisse dürfen nur in der unbedingt notwendigen Menge,
und zwar Kanzleierfordernisse in der Regel nur für den Bedarf eines Monates,
andere Verbrauchsartikel nur für den Bedarf von drei Monaten bezogen
werden.

Bei Bestellung besonderer Erfordernisse , deren Anschaffung größere Kosten
verursacht , zum Beispiel vonAmtsmöbeln , Schreibmaschinen , Rechenmaschinen u . ä.
ist die Notwendigkeit der Anschaffung zu begründen.

Gegenstände , die nicht verbraucht werden , sondern nur der Abnützung
unterliegen , werden grundsätzlich nur ausgetauscht , so daß nur gegen Rück¬
stellung der unbrauchbaren oder der Ausbesserung bedürftigen Gegenstände
die gleiche Anzahl neuer oder ausgebessertcr beigesteüt wird , falls nicht eine
Vermehrung des Standes notwendig ist.

Die zum Austausche bestimmten Gegenstände sind derart aufzubewahren,
daß der Austausch jederzeit ohne Zeitverlust erfolgen kann.

Brennmaterialien sind gesondert von anderen Materialien , und zwar
mit Rücksicht auf die verschiedenen Lagerplätze , Kohle und Koks , beziehungsweise
Holz und Untcrzünder auf besonderen Ausfolgescheinen anzusprechen.

Bei jeder Amtsstelle ilt eine Person zu bestimmen , welche alle An¬
schaffungen zu besorgen und die vom Wirtschastsamtc gelieferten Gegenstände
zu übernehmen hat.

In den Abteilungen des Magistrates und in den magistratischen Bezirks¬
ämtern obliegt diese Aufgabe dem Kanzleileiter.

Diese Personen haben über die Äusgabe der Materialien Vormerkungen
zu führen und sind für die ordnungsmäßige und wirtschaftliche Gebarung
mit denselben verantwortlich.

Für städtische Zinshäuser (Fonds - und Stiftungshäuser ) werden Er¬
fordernisse nur über Weisung der zuständigen Magistrats -Abteilungen ab¬
gegeben.

Die sachlichen Erfordernisse mit Ausnahme der unten angeführten Be-
leuchtungsgegenstände sollen grundsätzlich den Ämtern und Anstalten zugestellt
werden.

Gasglühkörper und Zylinder werden wie bisher durch die städtischen
Kontrahenten geliefert werden ; elektrische Glühlampen und alle sonstigen
Beleuchtungsarnkel sind aus dem Lager der Stadtbauamts -Abtcilung VIII im
Neuen Rathause , Stiege 8 , Mezzanin , abzuholen.

Jnsolange die gegenwärtigen Verhältnisse es gestatten , wird die Zustellung
der Kanzieierfordernissc nach Bedarf , die Zustellung der übrigen Verbrauchs¬
artikel alle drei Monate erfolgen.

Um eine klaglose Zustellung dieser Erfordernisse zu ermöglichen , ist es
notwendig , daß die Bestellungen mindestens fünf Tage vor dem Ersten des
Zustellungsmonates beim städtischen Wirtschaftsamte einlangen . Falls infolge
der verspäteten Vorlage der Ausfolgescheine die termingemäße Zustellung der
Materialien nicht mehr möglich ist, muß der Bedarf bis zur nächsten Zustellung
in der Lagerabteilung I , IX ., Wasserleitungsstraße 9 , abgeholt werden.

Als Zustellungsmonatc für Verbrauchsartikel mit Ausnahme der Kanzlei-
erfordernifse gelten:

Für die Bezirke : II , III , IX , XII , XVIII , XIX , XXI die Monate
März , Juni , September , Dezember;

für die Bezirke : I , IV , V, X , XI , XX die Monate Februar , Mai,
August , November;

für die Bezirke : VI , VIl , XIII , XIV , XV , XVI , XVII die Monat-
Jänner , April , Juli, ' Oktober.

Bis zur ordnungsmäßigen Versorgung der Amts - und Anstaltsgcbäudc
sind die fallweise notwendigen Materialien und Requisiten im städtischen
Wirtschastsamte , IX ., Gussenbauergaffe 2, in der Zeit von 8 Uhr früh bis
4 Uhr nachmittags abzuholen.
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Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetz- und Verordnungsblatts für Österreich unter
der Enns im Jahre 1815 publizierten Gesetze und

Verordnungen.

Reichsgesetzblatt.
Nr . 277 . Verordnung der Ministerien des Innern, der

Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom 20 . September
1915 , womit das Verbot der Aus - und Durchfuhr
mehrerer Artikel ergänzt , beziehungsweise abgeändert
wird.

Nr . 278 . Kaiserliche Verordnung vom 15. September
1915 über die Gebühren von unentgeltlichen Ver¬
mögen sübertragun gen.

Nr . 278 . Kaiserliche Verordnung vom 15. September
1915 über die Gerichtsgebühren.

Nr . 280 . Kaiserliche Verordnung vom 15. September
1915 über die Gebühren von Versicherungs - , Leib¬
renten - und Versorgungsverträgen.

Nr . 28t . Kaiserliche Verordnung vom 16. September
1915 , betreffend die Ausdehnung der Bestimmungen des
8 9 des Bruderladengesetzes vom 28 . Juli 1889 , R .-G .-Bl.
Nr . 127 , auf Bruderlademitglieder , welche im gegen¬
wärtigen Kriege dem Deutschen Reiche unmittelbar
oder mittelbar Kriegs - , Sanitäts - und ähnliche
Dienste leisten.

Nr . 282 . Verordnung des Handelsministers im Einver¬
nehmen mit dem Ackerbau- und Finanzminister , sowie dem
Minister des Innern vom 24 . September 1915 über die
Regelung des Verkehres mit Melasse und Osmose¬
wasser.

Nr . 283 . Verordnung des Ministeriums für Landes¬
verteidigung im Einvernehmen mit den beteiligten Ministerien
und im Einverständnisse mit dem k. u . k. Kriegsministerium vom
23 . September 1915 , betreffend die Inanspruchnahme und
Ablieferung von Metallgerüten.

Nr . 284 . Kundmachung des Ministeriums für Landes¬
verteidigung im Einvernehmen mit den übrigen beteiligten
Ministerien und im Einverständnisse mit dem Kriegsministerium
vom 23 . September 1915 , betreffend die Festsetzung von
Vergütungssätzen für Metallgeräte.

Nr . 285 . Verordnung des Handelsministers im Einver¬
nehmen mit dem Minister des Innern und im Einverständnisse
mit dem Kriegsminister vom 23 . September 1915 , betreffend die
Festsetzung von Höchstpreisen für Blech - und Guß¬
waren ( Ersatz für Metallgeräte ) .

Nr . 286 . Verordnung des Justizministersvom 23. Sep¬
tember 1915 über die Fristen zur Anfechtung von Rechts¬
handlungen der Schuldner in Galizien und in der
Bukowina.

Nr . 287 . Verordnung des Handelsministers im Einver¬
nehmen mit dem Minister für Landesverteidigung und im Ein¬
verständnisse mit dem Kriegsminister vom 21 . September 1915,
betreffend die Einstellung des Belegscheinverkehres in
requirierten Metallen.

Nr . 288 . Verordnung des Ministeriums für Landes¬
verteidigung im Einvernehmen mit dem Finanzministerium und
im Einverständnisse mit dem Kriegsministerium vom 28 . Sep¬

tember 1915 zur Durchführung der Kaiserlichen Verordnung
vom 12 . Juni 1915 , R .-G .-Bl . Nr . 161 , über die Fort¬
zahlung der nach dem Gesetze vom 26 . Dezember 1912,
R -G .-Bl . Nr . 237 , entfallenden Unterhaltsbeiträge und
über die Gewährung staatlicher Unterstützungen für
invalid gewordene Mannschaftspersonen und deren
Angehörige , sowie für Hinterbliebene nach Mann-
schastspersonen.

Nr. 288 . Verordnung des Finanzministeriums vom
25 . September 1915 , betreffend die Abänderung der Haus-
zinssteuer - Einzahluugstermine im Steuereinhebungs¬
bezirke Teplitz in Böhmen.

Nr . 280 . Kundmachung des Finanzministeriums vom
25 . September 1915 , betreffend die Erweiterung des
Wirkungskreises des Gebührenbemessungsamtes in
Krakau.

Nr . 281 . Verordnung des Handelsministers im Einver¬
nehmen mit dem Minister des Innern vom 28 . September 1915,
betreffend den Verkehr in Rinds - und Roßhäuten.

Nr . 282 . Verordnung des Ackerbauministers im Einver¬
nehmen mit dem Handelsminister und dem Minister des Innern
vom 28 . September 1915 , betreffend die Beschlagnahme von
Kupfervitriol.

Nr . 283 . Verordnung der Ministerien der Finanzen, des
Innern , des Handels und des Ackerbaues vom 29 . September
1915 , wegen Einschränkung der Verwendung bestimmter
Rohstoffe zur Branutweiu - Erzeugung in der Betriebs¬
periode 1915/16.

Nr . 294 . Kundmachung des Finanzministeriums vom
29 . September 1915 , betreffend die Errichtung einer Zoll¬
expositur in Lgota - Niesulowice.

Nr 285 . Verordnung des Handelsministers, des Acker¬
bauministers und des Ministers des Innern im Einvernehmen
mit dem Finanzminister vom 1. Oktober 1915 , betreffend die
Festsetzung von Höchstpreisen für ( trockene ) Kartoffel¬
stärke und Kartoffelstürkemehl.

Nr . 286 . Verordnung des Ministers des Innern im Ein¬
vernehmen mit den beteiligten Ministern vom 30 . September
1915 über die Verwendung der nach dem Gesetze , be¬
treffend die Kriegsleistungen wegen Zerstörung oder
Beschädigung von unbeweglichen Sachen geleisteten
Entschädigungen.

Nr . 287 . Verordnung des Handelsministers im Einver¬
nehmen mit dem Ackerbauminister und dem Minister für Landes¬
verteidigung vom 24 . September 1915 , betreffend die Fest¬
setzung von Höchstpreisen für heimische Gerbstoffe.

Nr. 288 . Verordnung des Handelsministers im Einver¬
nehmen mit dem Minister für öffentliche Arbeiten , dem Acker¬
bauminister , dem Minister für Landesverteidigung und im Ein-
verständisse mit dem Kriegsminister vom 24 . September 1915,
betreffend die Regelung des Verkehres in Knoppern.

Nr . 288 . Verordnung des Handelsministers im Einver¬
nehmen mit dem Minister für öffentliche Arbeiten , dem Acker¬
bauminister , dem Minister für Landesverteidigung und im Ein¬
verständnisse mit dem Kriegsminister vom 24 . September 1915,
betreffend die Regelung des Verkehres in Eichen - und
Fichtenrinde.



63Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien. — Nr . 88 , 29 . Oktober 1915.

Nr . 800 . Verordnung des Handelsministeriums im Ein¬
vernehmen mit dem Ministerium für öffentliche Arbeiten vom
24 . September 1915 , betreffend die Beschwerung von Leder.

Nr . 301 . Erlaß des Ministers für Kultus und Unterricht
im Einvernehmen mit dem Kriegsministerium und dem Mini¬
sterium für Landesverteidigung sowie mit dem Ministerium für
öffentliche Arbeiten vom 1. Oktober 1915 , betreffend die Zu¬
erkennung der Mittelschulreife an im gegenwärtigen
Kriege invalid gewordene Offiziere , Militärbeamte
und Ossiziersaspiranten sowie ihre Zulassung zu den
Hochschulstudien.

Nr . LOS . Verordnung des Handelsministers im Einver¬
nehmen mit dem Ackerbauminister , dem Minister des Innern und
dem Eisenbahnminister vom 5. Oktober 1915 über die Ver¬
pflichtung zur Anzeige der Vorräte an Raps und
Rübsen.

Nr . 308 . Kundmachung des Ministeriums des Innern vom
11 . Oktober 1915 über die Änderung der Grenzen des
engeren nördlichen Kriegsgebietes.

Nr . 304 . Verordnung des Gesamtministeriums vom 7. Ok¬
tober 1915 , betreffend die Überwachung von Unter¬
nehmungen und Liegenschaften.

Nr . 305 Kaiserliche Verordnung vom 13. Oktober 1915,
betreffend die Gewährung von Gebührenbefreiungen für
Zwecke der Zeichnung der dritten österreichischen
Kriegsanleihe.

Nr . 800 . Verordnung des Handelsministccs vom 13. Ok¬
tober 1915 , betreffend die Frist zur Anzeige der Vorräte
an Leder und an Bedarfsmaterialien der Leder¬
industrie.

Nr . 307 . Verordnung der Ministerien der Finanzen, des
Handels und des Ackerbaues vom 13 . Oktober 1915 , betreffend
die zeitweilige Außerkraftsetzung der Zö c für mehrere
Artikel.

Nr . 308 . Verordnung des Handelsministers im Einver¬
nehmen mit den beteiligten Ministern vom 14 . Oktober 1915,
betreffend die Beschlagnahme der Traubenkerne.

Nr . 300 . Verordnung des Finanzministeriums vom 14. Ok¬
tober 1915 zur Durchführung der kaiserlichen Verordnung vom
13 . Oktober 1915 , R -G .-Bl . Nr . 305 , betreffend die Ge¬
währung von Gebührenbefreiungen für Zwecke der
Zeichnung der dritten österreichischen Kriegsanleihe.

Nr . 310 . Verordnung des Handelsministers, Ackerbau¬
ministers und Ministers des Innern vom 13 . Oktober 1915,
betreffend die Nichterfüllung von Rübenlieferungsver¬
trägen.

Nr . 311 . Verordnung der Ministerien des Innern, der
Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom 15 . Oktober
1915 , womit das Verbot der Aus - und Durchfuhr
mehrerer Artikel ergänzt , beziehungsweise abgeündert wird.

Nr . 3LE . Kaiserliche Verordnung vom 3. Oktober 1915,
betreffend die Geschäftsführung der auf Grund des Gesetzes
vom 14. August 1896 , R -G .-Bl . Nr . 156 , errichteten Berg¬
baugenossenschaften.

Nr . 3 «3 . Verordnung des Handelsministersim Einver¬
nehmen mit dem Minister für Landesverteidigung und dem Acker¬
bauminister und im Einverständnisse mit dem Kriegsministerium

vom 20 . Oktober 1915 , betreffend die Inanspruchnahme der
Schafwollvorräte.

Nr ^ 3L4 . Verordnung des Handelsministers im Einver¬
nehmen mit den beteiligten Ministern vom 20 . Oktober 1915,
betreffend Abänderung der Ministerial -Verordnung vom 2. Juni
1915 , R .-G .-Bl . Nr . 150 , über die Beschränkung der Ver¬
wendung von Schafwollvorräten und des Verkehres
mit denselben.

Nr . 315 . Verordnung des Handelsministers im Einver¬
nehmen mit den beteiligten Ministern vom 20 . Oktober 1915,
betreffend Abänderung der Ministerial -Verordnung vom 5 . Mai
1915 , R .-G .-Bl . Nr . 109 , über die Festsetzung von Höchst¬
preisen für Wolle.

Nr . 310 . Verordnung des Handelsministers im Einver¬
nehmen mit den beteiligten Ministern vom 20 . Oktober 1915,
betreffend die Abänderung der Ministerial -Verordnung vom
14 . Mai 1915 , R .-G .-Bl . Nr . 121 , über die Verpflichtung
zur Anzeige der Vorräte an Schafwolle.

Nr . 317 . Verordnung des Ackerbauministers im Ein¬
vernehmen mit dem Minister des Innern und dem Justizminister
vom 21 . Oktober 1915 , betreffend die Bebauung brach¬
liegender Grundstücke.

L . Landesgesetz- und Verordnungsblatt.

Nr . 110 . Gesetz vom 25. Juli 1915, wirksam für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regu¬
lierung des Waschbaches in den Gemeinden Wasch¬
bach und Pleising.

Nr . 180 . Gesetz vom 25 . Juli 1915 , wirksam für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Ver¬
bauung des Haßbaches.

Nr . 181 . Gesetz vom 25. Juli 1915 , wirksam für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Ver¬
bauung des Aggsbaches.

Nr . 128 . Verordnungdes k. k. Statthalters im Erz-
herzogtume Österreich unter der Enns vom 11 . September
1915 , A . I a 1449/13 , betreffend einen Maximaltarif für
Kohlen - und Koksverfrachtung in Wien.

Nr . 183 . Kundmachungdes k. k. Statthalters im Erz¬
herzogtums Österreich unter der Enns vom 3. September 1915,
Z Xlb -439/2 , betreffend die der Gemeinde Ober - Meis-
liug  im Gerichtsbezirke Gföhl erteilte Bewilligung zur Ein¬
hebung von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1915
übersteigenden Umlagen.

Nr . 124 . Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz¬
herzogtums Österreich unter der Enns vom 3. September 1915,
Z . XI b-476/1 , betreffend die der Gemeinde Königsbrunn
im Gerichtsbczirke Korneuburg erteilte Bewilligung zur Ein¬
hebung von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1915
übersteigenden Umlagen.

Nr . 125 . Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz¬
herzogtums Österreich unter der Enns vom 11 . September 1915,
Z . VII a- 11631 , betreffend die Festsetzung der Polizei¬
stunde für das Gast - und Schankgewerbe im Wiener
Polizeirayon.

Nr . 128 . Verordnung des k. k. Statthalters im Erz¬
herzogtums Österreich unter der Enns vom 13 . September 1915,
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Z . ^ -2170/8 , mit welcher die Verordnung vom 15 . August
1915 , L . - G . - u . V . - Bl . Nr . 103 , teilweise abge¬
ändert wird.

Nr. 127 . Verordnung des k. k. Statthalters im Erz¬
herzogtums Österreich unter der Enns vom 13 . September 1915,
Z . M -2314/9 , betreffend die Regelung der Abgabe von
Weizenbackmehl.

Nr . 128 . Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz¬
herzogtums Österreich unter der Enns vom 7. September 1915,
Z . XId -510/1 , betreffend die der Gemeinde  Sch lad er  im
Gerichtsbezirke Waidhofen an der Thaya erteilte Bewilligung
zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern des
Jahres 1915 übersteigenden Umlagen.

Nr . 12S . Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz-
herzogtume Österreich unter der Enns vom 10 . September 1915,
Z . Xlb -436/2 , betreffend die der Gemeinde Kirchberg
am Wechsel  im Gerichtsbezirke Aspang erteilte Bewilligung
zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern des
Jahres 19l5 übersteigenden Umlagen.

Nr. 1» t>. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz¬
herzogtums Österreich unter der Enns vom 10 . September 1915,
Z . XI b - 452/2 . betreffend die der Gemeinde Rohrbach
an der Golfen  im Gerichtsbezirke Hainfeld erteilte Bewilli¬
gung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern des
Jahres 1915 übersteigenden Umlagen.

Nr . 131 Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz¬
herzogtum - Österreich unter der Enns vom 11. September 1915,
Z . XI d -457/2 , betreffend die der Gemeinde Nuß darf
an der Traisen  im Gerichtsbezirke Herzogenburg erteilte Be¬
willigung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
des Jahres 1915 übersteigenden Umlagen.

Nr . 132 . Verordnung des k. k. Statthalters im Erz¬
herzogtums Österreich unter der Enns vom 30 . September 1915,
Z . V^-2057 , mit welcher Durchführungsbestimmungen
zu der Ministerial - Verordnung vom 22 . September 1915,
R .-G .-Bl . Nr . 276 , betreffend die Festsetzung der Höchst¬
preise für Kartoffeln , erlassen werden.

Nr . ISS . Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz-
herzogtume Österreich unter der Enns vom 25 . September 1915,
Z . VI-1100 , betreffend die Erhöhung der Verpflegstaxc
im allgemeinen öffentlichen Krankenhause in Stockerau.

Nr . 134 . Kundmachungdes k. k. Statthalters im Ecz-
herzogtume Österreich unter der Enns vom 30 . September 19 >5,
Z . VI 934/4 , betreffend die Erhöhung der Verpflegstaxc
im Rath ' schen  allgemeinen öffentlichen Krankenhause
in Baden.

Nr . 13S Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz¬
herzogtums Österreich unter der Enns vom 4 . Oktober 1915,
P . Z . 10466/3 N , betreffend den Geschäftsplan  für die
Musterungs -Kommissionen in Niederösterreich zur Durch¬
führung der neuerlichen Musterung der Landsturmpflichtigen der
Geburtsjahrgänge 1873 bis 1877 , 1891 , 1895 und 1896 und
zur Musterung der nachmusterungspflichtigen Landsturmpflichtigen.

Nr. 138 . Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz-
herzogtume Österreich unter der Enns vom 30 . September 1915,
Z . XI b-5l 3/2 , betreffend die der Gemeinde St . Valentin
im Gerichtsbezirke Neunkirchen erteilte Bewilligung zur Einhebung
von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1915 über¬
steigenden Umlagen.  ,

Nr. 137 . Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz¬
herzogtums Österreich unter der Enns vom 1. Oktober 1915,
Z . VI d-437/2 , betreffend die derGemeinde Heiden reich¬
st ein  im Gerichtsbezirke Litschau erteilte Bewilligung zur Ein¬
hebung von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1915
übersteigenden Umlagen.

Nr . 138 . Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz¬
herzogtums Österreich unter der Enns vom 1. Oktober 1915,
Z ' XI  b 482/2 , betreffend die der Gemeinde Ramplach  im
Gerichtsbezirke Nennkirchen erteilte Bewilligung zur Einhebung
von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1915 über¬
steigenden Umlagen.

Nr . 13S . Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz¬
herzogtums Österreich unter der Enns vom 1. Oktober 1915,
Z . XI b-502/2 , betreffend die der Gemeinde Kierling  er¬
teilte Bewilligung zur Weitereinhebung einer Verschönerungs¬
taxe  für die Jahre 1915 , 1916 und 1917.

Nr . 140 . Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz-
herzogtume Österreich unter der Enns vom 1. Okober 1915,
Z . XIb 514/1 , betreffend die der Gemeinde Vestenötting
im Gecichtsbezirke Waidhofen an der Thaya erteilte Bewilligung
zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern des
Jahres 1915 übersteigenden Umlagen.

Nr . 14 l . Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz¬
herzogtums Österreich unter der Enns vom 1. Oktober 1915,
Z . XIb 515,1 , betreffend die der Gemeinde Müggendorf
im Gerichtsbezirke Gutenstein erteilte Bewilligung zur Einhebung
von 100 Prozent der direkten Steuern des Jahres 1915 über¬
steigenden Umlagen.

Nr . 142 . Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz¬
herzogtums Österreich unter der Enns vom 2 . Oktober 1915,
Z . VI -743/2 , betreffend die über Ansuchen der „Omega " Decken-
und Baumaterialien -Gesellschaft m. b. H . in Wien , VI ., Hof¬
mühlgasse 13 , zugelassene Verwendung von „Omega"  Hohl¬
stein -Ziegeldecken bei Hochbauten  in Niederösterreich mit
Ausschluß von Wien.

Nr . 143 . Verordnung des k. k. Statthalters im Erz¬
herzogtums Österreich unter der Enns vom 12 , Oktober 1915,
Z . ^V-1898/26 , betreffend die Ersichtlichmachung des Ver¬
botes , Brot oder Mehl ohne Brotkarte abzugeben,
in den Geschäftslokalen.

Nr . 144 . Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz¬
herzogtums Österreich unter der Enns vom 12 . Oktober 1915,
Z . VI -1190 , betreffend die Herstellung einer MilitärschlePP-
bahn  von Sollenau zur Munitionsfabrik in Wöllersdorf.
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